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1. Instanz

Aktenzeichen S 42 KA 4197/00
Datum 12.12.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 KA 41/01
Datum 27.02.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
12. Dezember 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Der KlÃ¤ger hat der Beklagten die Kosten des Berufungsverfahrens zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob eine ab Antragstellung erteilte
Assistentengenehmigung rÃ¼ckwirkend ab dem Zeitpunkt zu erteilen wÃ¤re, zu
dem eine frÃ¼her befristete Genehmigung schon erloschen war.

Der KlÃ¤ger ist als Urologe in R. zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen und
auch belegÃ¤rztlich tÃ¤tig. Mit Bescheid vom 7. Juli 1997 wurde dem KlÃ¤ger auf
seinen Antrag vom 23. Juni 1997 hin gemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs.2 der
Zulassungsverordnung-Ã�rzte die Genehmigung erteilt, Herrn Z. A. in der Zeit vom
1. Juli 1997 bis 30. Juli 1998 (halbtags) als Assistenten zum Zwecke der
Weiterbildung zu beschÃ¤ftigen. Mit Bescheid vom 27. November 1996 wurde ihm
darÃ¼ber hinaus die Genehmigung erteilt, Frau M. G. vom 27. November 1996 bis
26. November 1997 als Assistentin zu beschÃ¤ftigen. Diese Genehmigung erfolgte
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im Hinblick auf die zusÃ¤tzliche Belastung des KlÃ¤gers durch seine belegÃ¤rztliche
TÃ¤tigkeit am Kreiskrankenhaus R â�¦ AntragsgemÃ¤Ã� wurde die Genehmigung
zur BeschÃ¤ftigung von Frau G. durch eine Genehmigung vom 16. Dezember 1996
ab 1. Januar 1997 ersetzt, die die BeschÃ¤ftigung von Frau G. als
Halbtagsassistenten vom 1. Januar 1997 bis 31. Dezember 1997 zum Inhalt hatte.
Am 23. Mai 1997 beantragte der KlÃ¤ger dann erneut, die Genehmigung zur
BeschÃ¤ftigung von Frau G. als Assistentin (halbtags) wieder in eine Genehmigung
zur ganztÃ¤gigen BeschÃ¤ftigung umzuwandeln, weil eine weitere dritte Assistentin
sich ab 1. Mai 1997 im Mutterschutz befinde. Mit Bescheid vom 09. Juni 1997, der
die Genehmigung vom 16. Dezember 1997 ersetzte, wurde dem KlÃ¤ger dann die
Genehmigung erteilt, Frau G. in der Zeit vom 1. Mai 1997 bis 31. Dezember 1997
als Assistentin (ganztags) zu beschÃ¤ftigen.

In einem Schreiben vom 20. Oktober 1999 wies der KlÃ¤ger darauf hin, dass die
Beklagte in der Vergangenheit immer so freundlich nachzufragen, ob die
Assistenten weiter beschÃ¤ftigt werden sollten. Er habe aus einem Schreiben der
Beklagten erfahren, dass die Assistentengenehmigungen fÃ¼r Frau G. und Herrn A.
seit dem 31. Dezember 1997 bzw. 30. Juni 1998 ausgelaufen seien. Da beide weiter
beschÃ¤ftigt werden, eine gegenteilige Mitteilung seinerseits sei nie erfolgt, bitte er
um nachtrÃ¤gliche und kÃ¼nftige Genehmigung, diese beiden weiter beschÃ¤ftigen
zu dÃ¼rfen. Mit Bescheid vom 20. Oktober 1999 erteilte die Beklagte die
Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung von Frau G. als Assistentin im Rahmen der
stationÃ¤ren Behandlung sowie zur BeschÃ¤ftigung von Herrn A. als
Weiterbildungsassistenten fÃ¼r die Zeit vom 20. Oktober 1999 bis 31. Dezember
2000. Soweit die Genehmigung rÃ¼ckwirkend ab dem 1. Januar 1998 fÃ¼r Frau G.
bzw. ab dem 1. Juli 1998 fÃ¼r Herrn A. begehrt worden sei, kÃ¶nne eine
Genehmigung nicht erteilt werden. Nach Â§ 32 Abs.2 der Zulassungsverordnung
fÃ¼r VertragsÃ¤rzte sei der Antrag auf BeschÃ¤ftigung eines Assistenten vor
Beginn des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses zu stellen. Da die AntrÃ¤ge zur
BeschÃ¤ftigung der beiden Assistenten erst zum 20. Oktober 1999 vorgelegen
hÃ¤tten, kÃ¶nne auch erst ab diesem Zeitpunkt die Genehmigung zur
BeschÃ¤ftigung erteilt werden.

Zur BegrÃ¼ndung seines Widerspruches trug der KlÃ¤ger vor, der Vorwurf, dass er
die beiden Assistenten trotz ausgelaufener Genehmigung weiter beschÃ¤ftigt habe,
sei erstmalig mit Schreiben vom 19. Oktober 1999 erhoben worden. Es sei
tatsÃ¤chlich irrtÃ¼mlich unterlassen worden, Assistentengenehmigung fÃ¼r die
nachfolgende Zeit ab 1. Januar 1998 bzw. 1. Juli 1998 zu beantragen. In der
Vergangenheit seien dem KlÃ¤ger, entsprechend einer dauernden Ã�bung der
Bezirksstelle, die Folgegenehmigungen rÃ¼ckwirkend ab dem Zeitpunkt des Endes
der Erstgenehmigung erteilt worden. Man verkenne nicht die Rechtsprechung der
Sozialgerichte, wonach rÃ¼ckwirkende Genehmigungen im Vertragsarztrecht
ausgeschlossen seien. Hier sei allerdings entscheidungserheblich, dass es in der
Vergangenheit den Gepflogenheiten entsprochen habe, dass man von
Verwaltungsseite auf das Auslaufen aufmerksam gemacht worden sei und im
Ã�brigen auch rÃ¼ckwirkende Genehmigungen erteilt worden seien. Die fehlende
Assistentengenehmigung sei der Beklagten bereits im Oktober 1998 bekannt
gewesen im Zusammenhang mit der DurchfÃ¼hrung eines
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PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fverfahrens. Zu diesem Zeitpunkt habe ein GesprÃ¤ch zwischen
dem KlÃ¤ger und KV-Vertretern stattgefunden, ohne dass die KV den KlÃ¤ger auf
die ausgelaufenen Assistentengenehmigungen hingewiesen hÃ¤tte.

Mit Bescheid vom 19. September 2000 wies der Widerspruchsausschuss der
Beklagten den Widerspruch zurÃ¼ck. Die Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung von
Frau G. als Assistentin im Hinblick auf die zusÃ¤tzliche Belastung durch die
belegÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit und von Herrn A. als Assistenten zum Zwecke der
Weiterbildung habe nicht rÃ¼ckwirkend erteilt werden kÃ¶nnen. Nach Â§ 32 Abs.2
Satz 2 der Zulassungsverordnung fÃ¼r VertragsÃ¤rzte dÃ¼rfe ein Vertragsarzt
einen Assistenten nur beschÃ¤ftigen, wenn dies im Rahmen der Aus- oder
Weiterbildung oder aus GrÃ¼nden der Sicherstellung der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung erfolge; die vorherige Genehmigung der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung
sei erforderlich. FÃ¼r die BeschÃ¤ftigung eines Assistenten sei also die vorherige
Genehmigung unabdingbare Voraussetzung. Da die Genehmigung eine konstitutive
Wirkung entfalte, komme eine RÃ¼ckwirkung der Genehmigungen nicht in
Betracht.

Die dagegen erhobene Klage ging am 27. Oktober 2000 am Sozialgericht
MÃ¼nchen ein. Zu ihrer BegrÃ¼ndung wurde darauf hingewiesen, dass es sich
nicht um Erstgenehmigungen fÃ¼r die beiden Assistenten gehandelt habe, da fÃ¼r
diese bereits Genehmigungen bestanden hÃ¤tten. Diese Genehmigungen hÃ¤tten
lediglich verlÃ¤ngert werden mÃ¼ssen. SÃ¤mtliche notwendigen Unterlagen wie
die Aprobationsurkunde und die Erlaubnis zur AusÃ¼bung des Ã¤rztlichen Berufes
hÃ¤tten bereits vorgelegen. Wenn die Beklagte bei dem GesprÃ¤ch anlÃ¤sslich der
PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung am 30. November 1998 den KlÃ¤ger darauf hingewiesen
hÃ¤tte, dass zu diesem Zeitpunkt die Assistenten nicht mehr genehmigt gewesen
seien, VerlÃ¤ngerungsantrag gestellt worden.

Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte beantragte, den Bescheid der Beklagten vom 20.
Oktober 1999 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. September 2000
insoweit aufzuheben, als die beantragte Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung von Frau
G. als Assistentin im Rahmen der stationÃ¤ren Behandlung fÃ¼r den Zeitraum vom
1. Januar 1998 bis 20. Oktober 1999 und von Herrn A. als Weiterbildungsassistent
fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis 20. Oktober 1999 verweigert worden sei
und die Beklagte zu verpflichten, die VerlÃ¤ngerung der Genehmigung fÃ¼r Frau G.
auch fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Januar 1998 bis 20. Oktober 1999 sowie fÃ¼r Herrn
A. fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis 20. Oktober 1999 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragte, die Klage abzuweisen.

Mit Urteil vom 12. Dezember 2000 wies das Sozialgericht die Klage ab. GemÃ¤Ã� Â§
98 Abs.2 Ziffer 13 SGB V in Verbindung mit Â§ 32 Abs.2 SÃ¤tze 2 und 3 der
Zulassungsverordnung fÃ¼r Ã�rzte sei die vorherige Genehmigung der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung von Assistenten
erforderlich. Die Dauer der BeschÃ¤ftigung sei dabei zu befristen. Im Ã�brigen
handle es sich bei dem am 20. Oktober 1998 gestellten Antrag nicht um die
Prolongation verlÃ¤ngerungsbedÃ¼rftiger Verwaltungsakte in Gestalt der

                               3 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/98.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/98.html


 

frÃ¼heren Genehmigungen, sondern um NeuantrÃ¤ge, nachdem der Eintritt des
Befristungszeitpunktes zu einer Beendigung der Wirksamkeit der Genehmigungen
gefÃ¼hrt habe und nur der Erlass neuer Genehmigungen die Zurechnungswirkung
der Assistentenleistungen als persÃ¶nliche Leistungserbringung herbeizufÃ¼hren
vermÃ¶ge (Â§Â§ 31, 32 Abs.2 Ziffer 1, Â§ 39 Abs.2 SGB X). Wie aus dem klaren
Wortlaut des Â§ 32 Abs.2 zweiter Satz Zulassungsverordnung fÃ¼r Ã�rzte eindeutig
hervorgehe, setze die BeschÃ¤ftigung eine vorherige Genehmigung voraus.
Dadurch werde klargestellt, dass das Datum des Genehmigungsbescheides den
frÃ¼hesten Zeitpunkt fÃ¼r das Wirken einer Genehmigung darstelle. Dieses
Auslegungsergebnis werde bestÃ¤tigt durch die Ordnungsfunktion der
Teilnahmegenehmigungen im Vertragsarztrecht. Zu jedem Zeitpunkt mÃ¼sse im
vertragsÃ¤rztlichen System feststehen, welcher Arzt in welchem Umfang zur
Teilnahme befugt sei. Der Umfang der Genehmigung auch hinsichtlich der
TÃ¤tigkeit eines Dritten als zugerechnete persÃ¶nliche Leistungserbringung eines
statusmÃ¤Ã�ig berechtigten Arztes kÃ¶nne im System zusÃ¤tzliche
VergÃ¼tungsansprÃ¼che auslÃ¶sen. Der Umfang der Teilnahme kÃ¶nne weder
rÃ¼ckwirkend verliehen werden, noch kÃ¶nne er rÃ¼ckwirkend entfallen. Dieser
Ordnungszweck habe in dem Erfordernis einer vorherigen Genehmigung fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung eines Assistenten in Â§ 32 Abs.2 Zulassungsverordnung-Ã�rzte
ausdrÃ¼cklichen Niederschlag gefunden. Die Kammer interpretiere das Erfordernis
der vorherigen Genehmigung nicht dahingehend, dass eine BeschÃ¤ftigung nicht
mehr genehmigungsfÃ¤hig sei, wenn sie bereits begonnen habe.

Davon zu unterscheiden sei jedoch die im Rahmen des
HonorarrÃ¼ckforderungsverfahrens relevante Frage, ob und unter welchen
Voraussetzungen den HonorarrÃ¼ckforderungsansprÃ¼chen EinwÃ¤nde
entgegengesetzt werden kÃ¶nnten, falls die klÃ¤gerische Behauptung zutreffen
sollte, dass es dauernder VerwaltungsÃ¼bung in der Bezirksstelle Oberpfalz
gewesen sei, Ã¼ber den Antragszeitpunkt hinaus und Ã¼ber einen langen Zeitraum
hinweg Folgegenehmigungen rÃ¼ckwirkend ab dem ErlÃ¶schen der
Erstgenehmigung zu erteilen.

Die gegen das am 15. Februar 2001 zugestellte Urteil des SG MÃ¼nchen eingelegte
Berufung ging am 9. MÃ¤rz 2001 beim Bayer. Landessozialgericht ein. Mit
Schriftsatz vom 13. Februar 2002 begrÃ¼ndeten die am 28. Juli 2001 neu bestellten
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers die Berufung. Sowohl das Anfang des
Jahres 1998 gegen den KlÃ¤ger eingeleitete PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fungsverfahren, das
mehrere Jahre angedauert habe, wie auch ein zweifacher Praxisumzug hÃ¤tten den
KlÃ¤ger zeitlich, psychisch und physisch erheblich beansprucht, so dass er
versehentlich keinen Antrag auf VerlÃ¤ngerung der Genehmigung hinsichtlich der
BeschÃ¤ftigung beider Assistenten gestellt habe. Die Assistenten seien dennoch mit
Wissen und Duldung durch die Beklagte bei ihm weiterbeschÃ¤ftigt worden. Bei
einem GesprÃ¤ch im Rahmen der PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung bereits am 30. November
1998 sei ausfÃ¼hrlich besprochen und erÃ¶rtert worden, in welchem Umfang die
belegÃ¤rztlich tÃ¤tige Assistentin beim Zeitvolumen zu berÃ¼cksichtigen sei. Auch
seien die von den AssistenzÃ¤rzten erbrachten Leistungen von der Beklagten
abgerechnet worden, obwohl diese hÃ¤tte erkennen mÃ¼ssen, wer die Leistungen
erbracht habe und dass keine Assistentengenehmigungen vorlagen. Die
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Voraussetzungen, unter denen eine Genehmigung hÃ¤tte erteilt werden kÃ¶nnen,
hÃ¤tten jederzeit vorgelegen. Die Beklagte habe in der Vergangenheit dem KlÃ¤ger
auch stets auf die Notwendigkeit einer neuen Antragstellung hingewiesen, wenn
eine erteilte Genehmigung abgelaufen gewesen sei, und die Genehmigungen stets
auch rÃ¼ckwirkend erteilt.

Hinsichtlich des Assistenten Z. A. sei eine rÃ¼ckwirkende Genehmigung schon
deshalb zu erteilen, weil es fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung eines
Weiterbildungsassistenten keiner vorherigen Genehmigung bedÃ¼fe. Die vorherige
Genehmigung sei fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung eines sonstigen Assistenten, nicht aber
fÃ¼r den Weiterbildungsassistenten einzuholen, wie sich aus dem Wortlaut des Â§
32 Abs.2 Zulassungsverordnung-Ã�rzte ergebe. Da die
Genehmigungsvoraussetzungen unstreitig vorlÃ¤gen, hÃ¤tte die Genehmigung des
Assistenten A. rÃ¼ckwirkend erteilt werden mÃ¼ssen.

Im Ã�brigen bedÃ¼rfe es fÃ¼r beide Assistenten nur mehr einer klarstellenden
Genehmigung, da fÃ¼r beide bereits konkludent eine Genehmigung erteilt worden
sei, denn die Beklagte habe die Leistungen, die die beiden Assistenten in den Jahren
1998 und 1999 erbracht hÃ¤tten, ohne Hinweis auf den ihr bekannten Ablauf der
Genehmigungen unbeanstandet erstattet. Wegen anderer sozialgerichtlicher
disziplinar- und strafrechtlicher Verfahren bestehe jedoch ein Anspruch des
KlÃ¤gers auf Erteilung einer eindeutigen rÃ¼ckwirkenden Genehmigung. Eine
vorherige Genehmigung sei zudem fÃ¼r Erstgenehmigungen zwingend, da bei der
VerlÃ¤ngerung einer Genehmigung, die BehÃ¶rde ja bereits geprÃ¼ft habe, ob
Anhaltspunkte vorlÃ¤gen, die einer Genehmigung entgegenstÃ¤nden.

Wegen der Selbstbindung der Verwaltung habe der KlÃ¤ger aber in jedem Fall einen
Anspruch auf Erteilung einer rÃ¼ckwirkenden Genehmigung. Die Beklagte habe
nÃ¤mlich in der Vergangenheit dem KlÃ¤ger â�� aber auch andere VertragsÃ¤rzte
â�� stets Ã¼ber den Ablauf von erteilten Genehmigungen informiert und zudem in
mehreren FÃ¤llen auch rÃ¼ckwirkende Genehmigungen erteilt. Die Verweigerung
einer rÃ¼ckwirkenden Genehmigungserteilung sei deshalb rechtsmissbrÃ¤uchlich,
da die Voraussetzungen fÃ¼r die Genehmigungserteilung stets vorgelegen hÃ¤tten.
Die Beklagte habe den KlÃ¤ger weder auf die fehlende Antragsstellung noch auf
eine Ã�nderung ihrer Verwaltungspraxis, keine rÃ¼ckwirkende Genehmigung mehr
zu erteilen, hingewiesen, sondern ihn vielmehr "bewusst auflaufen lassen", um ihm
abrechnungsrechtliche Fehler vorwerfen zu kÃ¶nnen. Die Beklagte habe deshalb ihr
Recht, die fehlende Genehmigung fÃ¼r die beiden hier streitigen Assistenten
geltend zu machen, verwirkt.

Die ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers beantragen:

1. Das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 12. Dezember 2000 wird
aufgehoben. Der Bescheid der Beklagten vom 20. Oktober 1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. September 2000 wird aufgehoben, soweit die
beantragte Genehmigung der BeschÃ¤ftigung von Frau M. G. als Assistentin im
Rahmen der stationÃ¤ren Behandlung fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Januar 1998 bis
zum 19. Oktober 1999 und die beantragte Genehmigung der BeschÃ¤ftigung von
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Herrn Z. A. als Weiterbildungsassistent fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis zum
19. Oktober 1999 verweigert wurde.

2. Die Beklagte wird verpflichtet, die Genehmigung der BeschÃ¤ftigung von Frau M.
G. als Assistentin im Rahmen der stationÃ¤ren Behandlung fÃ¼r den Zeitraum vom
1. Januar 1998 bis zum 19. Oktober 1999 und die BeschÃ¤ftigung von Herrn Z. A.
als Weiterbildungsassistent fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis zum 19. Oktober
1999 rÃ¼ckwirkend zu erteilen.

Hilfsweise beantragen sie:

Es wird festgestellt, dass die BeschÃ¤ftigung von Frau M. G. als Assistentin im
Rahmen der stationÃ¤ren Behandlung vom 1. Januar 1998 bis zum 19. Oktober
1999 und die BeschÃ¤ftigung von Herrn Z. A. vom 1. Juli 1998 bis zum 19. Oktober
1999 durch die Beklagte konkludent genehmigt wurde.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat liegen zur Entscheidung die Verwaltungsunterlagen der Beklagten, die
Klageakte mit dem Az.: S 42 KA 4197/00 sowie die Berufungsakte mit dem Az.: L 12
KA 41/01 vor. Auf deren Inhalt, insbesondere den der vorbereiteten SchriftsÃ¤tze
der Beteiligten, wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte sowie statthafte Berufung des KlÃ¤gers ist
zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.

Der Bescheid der Beklagten vom 20. Oktober 1999 und der hierzu ergangene
Widerspruchsbescheid vom 19. September 2000 sind rechtlich nicht zu
beanstanden. Das Sozialgericht hat deshalb mit dem angefochtenen Urteil vom 12.
Dezember 2000 die Klage zu Recht abgewiesen. Dabei ist die BegrÃ¼ndung sowohl
im dem LÃ¶sungsweg als auch inhaltlich zutreffend, so dass gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2
SGG in dem Urteil von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde
abgesehen werden kann. Das Sozialgericht hat sich mit dem Vorbringen des
KlÃ¤gers auseinandergesetzt.

Soweit von den KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten nunmehr im Berufungsverfahren
erstmalig neue Gesichtspunkte vorgetragen werden, ist hierzu Folgendes
auszufÃ¼hren: Entgegen der Auffassung der BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers war
auch fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung des Assistenten Z. A. als Weiterbildungsassistent
eine vorherige Genehmigung erforderlich. Bei Herrn A. handelt es sich nicht um die
BeschÃ¤ftigung eines Assistenten gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs.3 der Zulassungsverordnung-
Ã�rzte, der nur bei einer allgemein-medizinischen Weiterbildung Anwendung findet,
sondern um einen Weiterbildungsassistenten gemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs.2 Satz 2
Zulassungsverordnung-Ã�rzte, da ja der KlÃ¤ger als Urologe niedergelassen ist und
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offensichtlich eine Weiterbildung auf dem Fachgebiet der Urologie erfolgen sollte.
FÃ¼r den Weiterbildungsassistenten nach Â§ 32 Abs.2 Satz 2, 1. Halbsatz
Zulassungsverordnung-Ã�rzte ist aber nach dem eindeutigen Wortlaut des 2.
Halbsatzes die vorherige Genehmigung der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung
erforderlich.

Diese vorherige Genehmigung wurde duch die Abrechnung von Leistungen, die die
beiden Assistenten in den Jahren 1998 und 1999 erbracht hatten, auch nicht
konkludent erteilt. Der von dem ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers zitierten
Entscheidung des BSG vom 25. April 1990, Az.: 5 RJ 30/88, lag ein vÃ¶llig anderer
Sachverhalt zu Grunde. In diesem Urteil hatte das BSG entschieden, dass dann,
wenn der RentenversicherungstrÃ¤ger auf den Antrag auf WeitergewÃ¤hrung des
Kinderzuschusses durch eine entsprechende ErhÃ¶hung erkennbar reagiert hat,
dieser "Verwaltungsakt durch konkludentes Handeln" hinreichend bestimmt im
Sinne des Â§ 33 Abs.1 SGB X ist. Einer schriftlicher BegrÃ¼ndung bedÃ¼rfe es
insoweit nicht. Ob diese Rechtsprechung auf den vorliegenden Fall Ã¼bertragbar
ist, kann dahingestellt bleiben. Denn eine konkludente Genehmigung hÃ¤tte die
Beklagte nur erteilen kÃ¶nnen, wenn auch ein entsprechender Antrag auf
Genehmigung durch den KlÃ¤ger vorgelegen hÃ¤tte. Dies war aber vor dem 20.
Oktober 1999 unstreitig nicht der Fall. In der Abrechnung von Leistungen durch
einen Vertragsarzt, die auch Leistungen beinhalten, die von nicht genehmigten
Assistenten erbracht werden, kann nicht zugleich die Genehmigung der Assistenten
gesehen werden, zumal auf den Abrechnungsunterlagen entsprechende Angaben
nicht enhalten sind. Jedenfalls wurde von der KlÃ¤gerseite nicht vorgetragen, dass
sie etwa in jedem Quartal auf den Abrechnungsunterlagen zugleich die
Genehmigung fÃ¼r die beiden hier streitigen Assistenten beantragt hÃ¤tten. Dies
wÃ¤re auch vÃ¶llig unÃ¼blich gewesen. Nach dem eindeutigen Wortlaut des Â§ 32
Abs.2 Zulassungsverordnung-Ã�rzte ist eine vorherige Genehmigung der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung bei der BeschÃ¤ftigung eines Assistenten stets
erforderlich. Da nach Â§ 32 Abs.2 Satz 3 die Dauer der Genehmigung zu befristen
ist, ist vor Ablauf einer Genehmigung ein neuer Antrag zu stellen, wenn der
Assistent weiterbeschÃ¤ftigt werden soll. Die KV hat nicht nur die Voraussetzungen
zu prÃ¼fen, die in der Person des zu beschÃ¤ftigenden Assistenten liegen, sondern
nach Â§ 32 Abs.3 der Zulassungsverordnung-Ã�rzte auch jeweils neu zu prÃ¼fen,
ob die BeschÃ¤ftigung eines Assistenten nicht der VergrÃ¶Ã�erung der
Kassenpraxis oder der Aufrechterhaltung eines Ã¼bergroÃ�en Praxisumfanges
dient. Zutreffend hat das Sozialgericht auf die Ordnungsfunktion der
Teilnahmegenehmigung im Vertragsarztrecht hingewiesen. Danach muss zu jedem
Zeitpunkt im vertragsÃ¤rztlichen System feststehen, welcher Arzt in welchem
Umfang zur Teilnahme befugt ist. Der Umfang der Genehmigung auch hinsichtlich
der TÃ¤tigkeit eines Dritten als zugerechnete persÃ¶nliche Leistungserbringung
eines statusmÃ¤Ã�ig berechtigten Arztes kann im System zusÃ¤tzliche
VergÃ¼tungsansprÃ¼che auslÃ¶sen. Demzufolge kann der Umfang der Teilnahme
weder rÃ¼ckwirkend verliehen werden, noch kann er rÃ¼ckwirkend entfallen (siehe
auch BSG, SozR 3-5525 Â§ 32b; in dieser Entscheidung hat das BSG ausdrÃ¼cklich
festgestellt, dass die Genehmigung zur Anstellung eines Zahnarztes nicht
rÃ¼ckwirkend erteilt werden kann, obwohl Â§ 32b der ZahnÃ¤rzte-
Zulassungsverordnung eine vorherige Genehmigung nicht ausdrÃ¼cklich
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vorschreibt, anders als hier Â§ 32 Abs.2 Satz 2 der Zulassungsverordnung-Ã�rzte).
Das Sozialgericht hat auch bereits darauf hingewiesen, dass es sich nicht um die
Prolongation verlÃ¤ngerungsbedÃ¼rftiger Verwaltungsakte in Gestalt der
frÃ¼heren Genehmigungen handle, sondern um NeuantrÃ¤ge, nachdem der Eintritt
des Befristungszeitpunktes zu einer Beendigung der Wirksamkeit der
Genehmigungen gefÃ¼hrt hatte und nur der Erlass neuer Genehmigungen die
Zurechnungswirkung der Assistentenleistungen als persÃ¶nliche
Leistungserbringung herbeizufÃ¼hren vermag (Â§Â§ 31, 32 Abs.2 Ziffer 1, 39 Abs.2
SGB X).

Wegen der statusbegrÃ¼ndenden Genehmigung der BeschÃ¤ftigung von
AssistenzÃ¤rzten, die nicht rÃ¼ckwirkend, sondern nur fÃ¼r die Zukunft erteilt
werden kann und stets zu befristen ist, kann es auch keine Rolle spielen, ob die
Beklagte in der Vergangenheit â�� rechtswidrig â�� zugunsten des KlÃ¤gers eine
rÃ¼ckwirkende Genehmigung erteilt hat. Die Beklagte hat auch keine
Verpflichtung, den KlÃ¤ger auf den bevorstehenden Ablauf einer erteilten
Genehmigung hinzuweisen, auch wenn sie dies in der Vergangenheit getan haben
sollte. Aus diesem Verhalten der Beklagten kann der KlÃ¤ger keine Rechtsposition
ableiten. BezÃ¼glich der Entlastungsassistentin Frau G. wurde zudem die bis 31.
Dezember 1997 befristete Genehmigung zuletzt am 9. Juni 1997 geÃ¤ndert, also
relativ zeitnah vor Ablauf. Der KlÃ¤ger hÃ¤tte deshalb spÃ¤testens im 4. Quartal
1997 einen neuen Antrag auf Genehmigung stellen mÃ¼ssen.

Ebenso zutreffend hat das Sozialgericht in diesem Zusammenhang darauf
hingewiesen, dass eine evtl. dauernde VerwaltungsÃ¼bung der Beklagten, den
KlÃ¤ger auf den Ablauf der Genehmigung hinzuweisen und Ã¼ber den
Antragszeitpunkt hinaus und Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum hinweg
Folgegenehmigungen rÃ¼ckwirkend ab dem ErlÃ¶schen der Erstgenehmigung zu
erteilen, mÃ¶glicherweise im Rahmen des Honorar-RÃ¼ckforderungsverfahrens
eine relevante Frage sein kÃ¶nne, aber fÃ¼r das Verfahren der Erteilung einer
Genehmigung, die rÃ¼ckwirkend nicht erfolgen kann, ohne Bedeutung ist.

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 12.
Dezember 2000 ist deshalb zurÃ¼ckzuweisen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten gemÃ¤Ã� Â§ 193 SGG in der bis zum 2. Januar
2002 geltenden Fassung (a.F.) beruht auf der ErwÃ¤gung, dass die Berufung des
KlÃ¤gers ohne Erfolg blieb. Â§ 193 SGG a.F. gilt in vertragsÃ¤rztlichen
Streitigkeiten, die vor dem 2. Januar 2002 rechtshÃ¤ngig geworden sind, in allen
RechtszÃ¼gen fort. Im Hinblick auf die Ã�bergangsregelung des Art.17 Abs.1 des 6.
SGG-Ã�nderungsgesetzes und aus GrÃ¼nden des auch verfassungsrechtlich
gebotenen prozessualen Vertrauensschutzes kommen fÃ¼r die
Kostentragungspflicht der Beteiligten die Vorschriften der Â§Â§ 154 ff. VwGO Ã¼ber
Â§ 197a SGG nur in vertragsarztrechtlichen StreitfÃ¤llen zur Anwendung, die nach
dem In-Kraft-Treten der Umgestaltung des Kostenrechts rechtshÃ¤ngig werden. Die
Anwendung von Â§ 183 SGG a.F. ergibt sich auch bereits aus Â§ 73 Abs.1
Gerichtskostengesetz (GKG).
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GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 25.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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